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RÜCKBLENDE: IM WOCHENBERICHT VOR 40 JAHREN 

Die Finanzierung der Wohnungsbauinvestitionen 
durch die Kapitalsammelstellen in den Jahren 
1976/77
Im vergangenen Jahr nahmen die Investitionen im Wohnungsbau real um 4 vH 
(1975: −12,8 vH) zu; mehr als 390 000 Wohnungen wurden fertiggestellt. Die Investi­
tionsausgaben, die 1975 47,3 Milliarden DM betragen hatten, erhöhten sich – bei  
einem Preisanstieg von knapp 4 vH – auf nahezu 51 Milliarden DM.

Die Kapitalsammelstellen1 haben Hypothekenkredite in Höhe von 39 Milliarden DM  
(1975: 37,3 Milliarden DM) neu zugesagt und knapp 30 Milliarden DM Hypotheken­
kredite ausgezahlt. Sie finanzierten wiederum nahezu 58 vH der gesamten Woh­
nungsbauinvestitionen. Der Bestand an unerledigten Hypothekenzusagen hat 1976 
um mehr als 19 vH (1975: +17 vH) zugenommen.  

aus dem Wochenbericht Nr. 13/14 vom 7. April 1977 

1	 Öffentliche Banken, private Hypothekenbanken, Sparkassen, private und öffentliche Bausparkassen, private  
Versicherungen.
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EHEGATTENBESTEUERUNG

Ehegattenbesteuerung: 
Individualbesteuerung mit übertragbarem 
Grundfreibetrag schafft fiskalische 
Spielräume
Von Stefan Bach, Björn Fischer, Peter Haan und Katharina Wrohlich

Die Abschaffung des Ehegattensplittings zugunsten einer Individual
besteuerung mit übertragbarem Grundfreibetrag könnte gut 
15 Milliarden Euro Mehreinnahmen erzielen. Das Arbeitsangebot 
von verheirateten Frauen würde spürbar steigen. Belastet würden 
vor allem besserverdienende Ehepaare mit ungleichen Einkommen. 
Übergangregelungen zum Vertrauensschutz für bestehende Ehen, 
Ehepaare mit kleineren Kindern oder ältere Ehepaare würden 
diese Mehrbelastungen mindern, allerdings auch Steuermehrein-
nahmen und das zusätzliche Arbeitsangebot zunächst reduzieren. 
Die Steuermehreinnahmen können verwendet werden, um private 
Haushalte zu entlasten. Eine aufkommensneutrale Senkung des 
Einkommensteuertarifs würde vor allem ledige Steuerpflichtige 
entlasten. Eine aufkommensneutrale Verwendung für Kinderbe-
treuungseinrichtungen und Schulen würde vor allem Familien mit 
Kindern zugutekommen. Belastet würden nur noch Ehepaare mit 
hohen Einkommen und hohem Splittingvorteil.

Über das Ehegattensplitting wird in Deutschland seit 
geraumer Zeit diskutiert.1 Kritisiert werden insbeson­
dere seine Verteilungswirkungen zugunsten von Allein­
verdiener-Ehepaaren mit höheren Einkommen und die 
negativen Arbeitsangebotswirkungen für Zweitverdiener, 
bei denen es sich größtenteils um Frauen handelt.2 In 
regelmäßigen Abständen werden Reformvarianten wie 
beispielsweise ein Familiensplitting3 oder ein Realsplit­
ting4 vorgeschlagen. Empirische Analysen dieser Reform­
konzepte zeigen allerdings, dass die angestrebten fiskali­
schen und verteilungspolitischen Ziele sowie die arbeits­
markt- und gleichstellungspolitischen Wirkungen nicht 
erreicht werden. So führen beispielsweise die meisten 
Familiensplitting-Modelle bei teilweise erheblichen fis­
kalischen Kosten zu einer stärkeren Entlastung einkom­

1	 Für eine Zusammenfassung dieser Diskussion siehe, z. B. Ulrike Spangen-
berg (2016): Der lange Weg zur Individualbesteuerung: Gleichstellungspoli
tische Perspektiven. In: Steuern und Wirtschaft Nr. 4, 343–353, Ralf Maiterth 
und Malte Chirvi (2015): Das Ehegattensplitting aus Sicht der Steuerwissen-
schaften, In: Steuern und Wirtschaft Nr. 1, 19–32, Joachim Englisch und Johannes 
Becker (2016): Reformbedarf und Reformoptionen beim Ehegattensplitting. 
ifst-Schrift 510, Maria Wersig (2013): Der lange Schatten der Hausfrauenehe. 
Zur Reformresistenz des Ehegattensplitting. Opladen, oder Hermann Buslei und 
Katharina Wrohlich (2014): Besteuerung von Paaren – Das Ehegattensplitting 
und seine Alternativen. DIW Roundup Nr. 21.

2	 Zum Beispiel Viktor Steiner und Katharina Wrohlich (2004): Household 
Taxation, Income Splitting and Labor Supply: A Microsimulation Study for 
Germany, in: CESifo Economic Studies 50, Nr. 3, 541–568.

3	 Ein Familiensplitting wurde unter anderem im Bundestagswahlkampf 
2013 von der CDU/CSU vorgeschlagen (vgl. dazu Richard Ochmann und 
Katharina Wrohlich (2013): Familiensplitting der CDU/CSU: Hohe Kosten bei 
geringer Entlastung für einkommensschwache Familien. DIW Wochenbericht 
Nr.36, 3–11).

4	 Im Jahr 2011 wurde von der SPD unter dem Stichwort „Individualbesteue-
rung mit Unterhaltsabzug“ ein Realsplitting vorgeschlagen, bei dem der besser 
verdienende Ehepartner – wie nach geltendem Recht bei geschiedenen Part-
nern möglich – ein Einkommen von maximal 13 806 Euro pro Jahr dem schlech-
ter verdienenden Ehepartner übertragen kann. Das bedeutet, dass Differenzen 
im zu versteuernden Einkommen von bis zu 27 612 Euro ausgeglichen werden 
können. Vgl. dazu Stefan Bach, Johannes Geyer, Peter Haan und Katharina 
Wrohlich (2011): Reform des Ehegattensplittings: Nur eine reine Individualbe-
steuerung erhöht die Erwerbsanreize deutlich. DIW Wochenbericht Nr. 41, 
13–19. Aktuell wird die Einführung eines Realsplittings als Teil eines „10-Punkte 
Plans für inklusives Wachstums“ vom Bundeswirtschaftsministerium vorgeschla-
gen (online verfügbar, abgerufen am 23. März 2017).

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.386914.de/11-41.pdf
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bestimmte Vorteile der Zusammenveranlagung auf 
Ebene der Ermittlung der Einkünfte. Beispielsweise ist 
es nicht mehr möglich, dass Ehepartner ihre positiven 
und negativen Einkünfte verrechnen.

Im Folgenden werden die Aufkommens- und Vertei­
lungswirkungen sowie die Arbeitsangebotseffekte bei 
einer Einführung der Individualbesteuerung mit über­
tragbarem Grundfreibetrag analysiert. Zum einen unter­
suchen wir die Wirkungen von unterschiedlichen Über­
gangsregeln bei der Einführung. Auf diese Weise kann 
ein Vertrauensschutz für bereits verheirate Paare garan­
tiert werden. Zum anderen zeigen wir die Wirkungen 
von einer Einführung der Individualbesteuerung mit 
übertragbarem Grundfreibetrag, wenn diese aufkom­
mensneutral erfolgt. Die Einführung der Individualbe­
steuerung mit übertragbarem Grundfreibetrag erhöht 
per Definition das Steueraufkommen und belastet alle 
Haushalte, die vom Ehegattensplitting profitieren. Daher 
ist es wichtig aufzuzeigen, wie sich diese Belastungs­
wirkungen verändern, wenn das zusätzliche Steuerauf­
kommen beispielweise durch eine Senkung der Steuer­
sätze oder durch eine gezielte Förderung von Familien 
mit Kindern an die Steuerzahlerinnen und Steuerzah­
ler zurückverteilt wird. 

Für die empirische Analyse wird das Mikrosimulations­
modell STSM des DIW Berlin genutzt, das auf Basis der 
Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) die rele­
vanten Aspekte des deutschen Steuer und Transfersys­
tems abbildet. Darüber hinaus verwenden wir ein struk­
turelles Arbeitsangebotsmodell, das eine Abschätzung 
der Arbeitsangebotseffekte von Steuerreformen ermög­
licht (Kasten).

… zeigt deutliche Aufkommenswirkungen

Wir betrachten zunächst die Auswirkungen der voll­
ständigen Einführung einer Individualbesteuerung mit 
übertragbarem Grundfreibetrag (Tabelle 1, Spalte 1). In 
diesem Szenario sind alle verheirateten Paare von der 
Reform betroffen. Nach den Simulationsrechnungen 
steigen die Steuereinnahmen durch diese Reform um 
15,4 Milliarden Euro.10 Die Belastungswirkungen unter­

10	 Zu einem ähnlichen Ergebnis kommt eine Studie des RWI Essen für das 
Jahr 2012 auf Grundlage von fortgeschriebenen Daten der Faktisch Anonymi-
sierten Lohn- und Einkommensteuerstatistik aus dem Jahr 2004 (FAST 2004). 
Vgl. Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung (2013): Gutach-
ten zur Reform des Ehegattensplittings, 19 (online verfügbar). Das Bundesmi-
nisterium der Finanzen (2015): Datensammlung zur Steuerpolitik. Ausgabe 
2015 (online verfügbar), Seite 40 gibt bei einer Analyse des Splittingverfahrens 
für die Wirkung des Grundfreibetrags im Jahr 2015 einen Aufkommenseffekt 
von 10,4 Milliarden Euro an. Allerdings wird dabei vermutlich eine Zusammen-
veranlagung unterstellt und lediglich auf den tariflichen Splittingeffekt abge-
stellt. Die Analysen auf Grundlage des SOEP haben den Vorteil, dass aktuellere 
Daten zu den Einkommens- und Familienstrukturen verwendet werden. Ein 
Nachteil ist, dass die Besteuerungsgrundlagen weniger präzise erfasst werden 

mensstarker Familien, während Familien mit geringe­
ren Einkommen nur wenig profitieren.5 Das Realsplit­
ting, bei dem Ehepaare – angelehnt an die Regelung bei 
geschiedenen Partnern – Einkommensdifferenzen von 
bis zu knapp 28 000 Euro jährlich ausgleichen können, 
begrenzt zwar besonders hohe Splittingvorteile bei Hoch­
einkommensbeziehern. Da jedoch die Hälfte aller Ehe­
paare von dieser Reform gar nicht betroffen wäre, sind 
die Arbeitsmarktwirkungen sehr gering, und auch das 
Mehraufkommen ist begrenzt.6

Die größten Effekte in Bezug auf Verteilung und Erwerbs­
anreize hätte ein Übergang zur Individualbesteuerung, 
wie sie in anderen Ländern praktiziert wird.7 Um den ver­
fassungsrechtlichen Anforderungen in Deutschland zu 
genügen, müssten allerdings sozialrechtliche Einstands­
pflichten berücksichtigt werden. Die Gewährung eines 
doppelten Grundfreibetrags8 wird als Untergrenze in 
Richtung vollständiger Individualbesteuerung gesehen.9

Individualbesteuerung mit übertragbarem 
Grundfreibetrag …

Bei der Individualbesteuerung mit übertragbarem 
Grundfreibetrag werden grundsätzlich beide Ehepartner 
getrennt zur Einkommensteuer veranlagt. Hat einer der 
beiden Partner kein zu versteuerndes Einkommen (zvE) 
oder ein zvE, das unter dem Grundfreibetrag liegt, kann 
der Partner mit dem höheren zvE den zweiten Grund­
freibetrag beziehungsweise den nicht ausgeschöpften 
Teil davon von seinem zvE abziehen. 

Eine Zusammenveranlagung gibt es in diesem Szena­
rio nicht mehr. Dadurch fallen nicht nur die tarifliche 
Entlastungswirkung des Splittings weg, sondern auch 

5	 Vgl. z. B. Ochmann und Wrohlich (2013) a. a. O., oder Viktor Steiner und Ka-
tharina Wrohlich (2006): Familiensplitting begünstigt einkommensstarke Fami-
lien, geringe Auswirkungen auf das Arbeitsangebot. DIW Wochenbericht Nr. 31. 
3–11.

6	 Siehe dazu Bach et al. (2011) a. a. O.

7	 In Österreich werden beispielsweise Ehepartner konsequent individuell 
besteuert. Allerdings gibt es für verheiratete Personen mit Kindern, deren Part-
ner ein zu versteuerndes Einkommen von weniger als 6 000 Euro pro Jahr hat, 
einen Alleinverdiener-Absetzbetrag. Dieser Betrag wird von der Steuerschuld 
abgezogen und beträgt für ein Ehepaar mit einem Kind rund 500 Euro pro 
Jahr. Damit ist er im Vergleich zum Splittingvorteil, der sich aus dem deutschen 
Ehegattensplitting ergibt, vernachlässigbar gering. Vgl. dazu z.B. Hermann 
Buslei und Katharina Wrohlich (2014): Besteuerung von Paaren: das Ehegatten-
splitting und seine Alternativen. DIW Roundup Nr. 21. Eine empirische Simula-
tionsstudie zu den potentiellen Auswirkungen eines Übergangs vom deutschen 
Ehegattensplitting zur österreichischen Individualbesteuerung findet sich bei 
Helene Dearing, Helmut Hofer, Christine Lietz, Rudolf Winter-Ebmer und Katha-
rina Wrohlich (2007): Why are Mothers Working Longer Hours in Austria than 
in Germany? A Comparative Microsimulation Analysis. In: Fiscal Studies 28, 
463–495.

8	 Vgl. dazu Spangenberg (2016) a. a. O.

9	 Vgl. z. B. BVerfG vom 10. 11. 1998, 2 BvL 42/93. In diesem Fall müsste 
auch das Realsplitting für Geschiedene gegebenenfalls entsprechend angepasst 
werden, damit es nicht zu einer steuerlichen Besserstellung von Geschiedenen 
im Vergleich zu Ehepartnern kommt.

http://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-projektberichte/PB_Reform-des-Ehegattensplittings.pdf
http://www.rwi-essen.de/media/content/pages/publikationen/rwi-projektberichte/PB_Reform-des-Ehegattensplittings.pdf
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Kasten

Methodik und Datenbasis

Die Berechnung der Aufkommens-, Verteilungs- und Arbeitsange-

botswirkungen der einzelnen hypothetischen Splitting-Reformen 

basiert auf einem Mikrosimulationsmodell mit Verhaltensan-

passung (Abbildung). Mit diesem Ansatz können die Einkom-

mensänderungen und Aufkommenswirkungen von (noch) nicht 

implementierten Reformen berechnet werden. Zudem können 

auf Basis eines ökonometrischen Verhaltensmodells die durch 

eine solche Reform induzierten Änderungen im Arbeitsangebot 

von Individuen simuliert werden.

Das erste Element eines Mikrosimulationsmodells ist ein bevöl-

kerungsrepräsentativer Mikrodatensatz mit detaillierten Infor-

mationen zu Einkommen, Arbeitszeit und weiteren sozio-demo-

grafischen Merkmalen. Für die vorliegende Anwendung nutzen 

wir Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP). Das SOEP 

ist eine seit 1984 durchgeführte repräsentative und wiederholt 

durchgeführte Befragung von Haushalten in Deutschland.1 Für 

diese Anwendung werden Daten des SOEP aus dem Jahr 2014 

herangezogen, die auf das Jahr 2017 fortgeschrieben werden.

Das zweite Element des Mikrosimulationsmodells ist ein Steu-

er-Transfer-Simulationsmodell. Auf Basis des SOEP werden die 

verfügbaren Einkommen für jeden Haushalt individuell simu-

liert. Die Simulation wird für den Status Quo sowie auch für 

alle hypothetischen Reformszenarien durchgeführt. Auf dieser 

Basis können zunächst sowohl die Änderungen der verfügbaren 

Haushaltseinkommen wie auch die fiskalischen Wirkungen 

von Reformen unter der Annahme berechnet werden, dass die 

Individuen ihr Verhalten (insbesondere ihre Erwerbsbeteiligung) 

infolge der Reform nicht verändern. Das Modell berücksichtigt 

die wesentlichen Elemente des deutschen Steuer- und Transfer-

systems (beispielsweise die Einkommensteuer, die Sozialversiche-

rungsbeiträge und sämtliche wohlfahrtsstaatlichen Transfers) 

zum Rechtsstand 2017.2

Das dritte Element der Mikrosimulation bildet ein strukturelles 

ökonometrisches Arbeitsangebotsmodell. Dieses Modell wird als 

1	 Vgl. im Detail Gert G. Wagner, Joachim R. Frick, Jürgen Schupp 
(2007): The German Socio-Economic Panel Study (SOEP) – Scope, Evolu-
tion and Enhancements. In: Schmollers Jahrbuch 127 Nr. 1, 139–169.

2	 Zu den Details des hier genutzten Steuer-Transfer-Simulationsmodells 
STSM vgl. Viktor Steiner, Katharina Wrohlich, Peter Haan und Johannes 
Geyer (2012): Documentation of the Tax-Benefit Microsimulation Model 
STSM Version 2012, DIW Data Documentation 63.

diskretes Auswahlmodell spezifiziert.3 Dabei wird angenommen, 

dass ein Haushalt zwischen mehreren Alternativen auswählt, die 

sich aus verschiedenen Kombinationen von Arbeitsstunden der 

Partner, entsprechender Freizeit und einem damit verbundenen 

Nettoeinkommen ergeben. Für jeden Haushalt werden für alle 

möglichen Arbeitszeitkategorien hypothetische Nettoeinkommen 

simuliert, um das Arbeitsangebotsmodell zu schätzen. Unter der 

Annahme, dass sich Präferenzen und Normen (zumindest kurz-

fristig) durch eine Reform nicht wesentlich verändern, können 

auf Basis der im Modell identifizierten Verhaltensparameter die 

Veränderungen im Arbeitsangebotsverhalten der Haushalte 

prognostiziert werden, die aus den reformbedingten Einkom-

mensänderungen resultieren.

3	 Vgl. beispielsweise Arthur van Soest (1995): Structural Models of 
Family Labor Supply: A Discrete Choice Approach, in: Journal of Human 
Resources, 30 Nr. 1, 63–88.

Abbildung

Aufbau eines Mikrosimulationsmodells

1. Repräsentativer Mikro-Datensatz
mit Inormationen zu
— Einkommen
— Arbeitszeit

2. Steuer-Transfer-Modell
berechnet Netto-Einkommen für veschiedene 
Arbeitszeitkategorien im Status Quo und im 
Reformszenario

3. Verhaltensmodell
Schätzung sogenannter struktureller Verhaltensparameter, die verwendet werden können, 
um Verhaltensänderungen im Reformszenario vorherzusagen

Zwischenschritt
Schätzung von Bruttolöhnen  
für Personen, die nicht 
erwerbstätig sind

Quelle: Eigene Darstellung.

© DIW Berlin 2017
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men von 54 000 Euro erreicht ist. Dadurch kommt der 
Splittingvorteil weniger zur Geltung. 

Übergangsregelungen reduzieren die 
fiskalischen Mehreinnahmen kurzfristig

In früheren Diskussionen über mögliche Reformen des 
Ehegattensplittings wurden häufig Übergangsregelun­
gen ins Spiel gebracht, damit Ehepaare geschützt wer­
den, die sich bereits vor Jahren oder Jahrzehnten im Ver­
trauen auf geltendes Recht für eine bestimmte innerfa­
miliäre Arbeitsteilung entschieden haben und dies nicht 
ohne weiteres rückgängig machen können. Eine Möglich­
keit, diesen Vertrauensschutz umzusetzen, besteht darin, 
einen Stichtag für Eheschließungen festzulegen, für die 
die neue Regelung gelten soll. Exemplarisch zeigen wir 
Simulationen für ein Szenario, in dem die Individualbe­
steuerung mit übertragbarem Grundfreibetrag nur für 
Ehen gelten soll, die nach dem 1. Januar 2010 geschlossen 
wurden. Alternativ dazu zeigen wir die Ergebnisse für ein 
weiteres Übergangsszenario, in dem Ehepaare von der 
Individualbesteuerung mit übertragbarem Grundfreibe­
trag ausgenommen sind, wenn Kinder unter zwölf Jah­
ren im Haushalt leben oder mindestens einer der Part­
ner eine bestimmte Altersgrenze überschritten hat; hier 
wird nochmals zwischen einer Altersgrenze von 50 bezie­
hungsweise 60 Jahren unterschieden. 

Bei allen Varianten fallen die kurzfristigen fiskalischen 
Wirkungen dieses Szenarios deutlich niedriger aus. 
Das ist insbesondere in dem Szenario der Fall, in dem 
nur Ehen von der Reform betroffen sind, die nach dem 
1.  Januar 2010 geschlossen wurden. Hier liegen die 
Wirkungen zunächst nur bei etwa einer Milliarde Euro 
Mehreinnahmen. Offensichtlich würden die fiskalischen 
Effekte mit der Zeit ansteigen, jedoch nur langsam. Bei 
den Varianten, die auf das Alter der Eltern und Kinder 
abzielen, fallen die Auswirkungen mit etwa fünf bezie­
hungsweise gut neun Milliarden Euro Mehreinnahmen 
wieder höher aus. Die Verteilung der gesamten Belas­
tungswirkungen über die Einkommensdezile und die 
Verteilung der Belastungen pro Haushalt sind in allen 
Szenarien recht ähnlich: Haushalte in den unteren Dezi­
len werden geringer belastet als Haushalte im oberen 
Bereich der Einkommensverteilung.

Bei aufkommensneutralen Reformen 
könnten die meisten Haushalte gewinnen

In den bisher beschriebenen Szenarien werden durchge­
hend Steuermehreinnahmen erzielt. Definitionsgemäß 
gibt es in diesen Szenarien keine „Gewinner“, im besten 
Fall verändert sich das Haushaltseinkommen nicht. Auf 
der anderen Seite „gewinnt“ der Staat wegen der höhe­
ren Steuereinnahmen. Dieses Geld kann der Staat wieder 
an die Bürgerinnen und Bürger verteilen, entweder über 

scheiden sich deutlich nach der Höhe des Haushalts­
bruttoeinkommens, das nach Anzahl der Haushaltsmit­
glieder gewichtet werden (äquivalenzgewichtetes Haus­
haltsbruttoeinkommen): Während die unteren Dezile 
absolut nur in geringem Umfang belastet werden, stei­
gen die fiskalischen Effekte mit zunehmendem Einkom­
men merklich an. Die oberen drei Dezile werden jeweils 
mit etwa drei bis vier Milliarden Euro pro Jahr belastet. 
Dieses Ergebnis spiegelt wider, dass insbesondere Ehe­
paare mit großen Einkommensunterschieden zwischen 
den Partnern und insgesamt hohen Einkommen vom 
Splitting profitieren. Dieser Splittingvorteil fällt durch 
die Einführung einer Individualbesteuerung mit über­
tragbarem Grundfreibetrag weitgehend weg.

Die Reform belastet die Ehepaare insgesamt im Durch­
schnitt mit gut 900 Euro pro Jahr und Haushalt, was 
knapp zwei Prozent des Nettoeinkommens entspricht. 
Die Belastungswirkungen steigen deutlich mit den Haus­
haltsbruttoäquivalenzeinkommen an. Im obersten Dezil 
sinken die Belastungen wieder. Grund dafür ist, dass im 
obersten Dezil häufig beide Ehepartner ein höheres indi­
viduelles Einkommen haben und der erste Höchststeuer­
satz von 42 Prozent ab einem zu versteuernden Einkom­

und die mittleren Einkommen etwas überrepräsentiert sein dürften, so dass die 
Splittingeffekte insoweit überschätzt sein könnten. 

Abbildung 1

Grenz- und Durchschnittsteuersätze des Einkommensteuertarifs 
2017 sowie bei einer „Rechtsverschiebung“ der „Knickstelle“  
auf 15 500 Euro („Senkung des Mittelstandsbauchs“)
in Euro, Prozent des zu versteuernden Einkommens (zvE)
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erzahlerInnen zurückgegeben. Hierbei verwenden wir 
ein Konzept aus der laufenden steuerpolitischen Diskus­
sion zur „Abflachung“ des „Mittelstandsbauchs“, also 
der Minderung des schnellen Anstiegs der Grenzsteuer­
sätze im Eingangsbereich des Tarifs. In Anlehnung an 
einen Vorschlag des Bayrischen Finanzministers11 wird 
die „Knickstelle“ des „Mittelstandsbauchs“, die derzeit 

11	 Reuters: CSU will Soli abschaffen und Geringverdiener entlasten. 21. Juli 
2016 (online verfügbar). ifo (2016): Die Beseitigung des Mittelstandsbauchs – 

Steuersenkungen oder höhere öffentliche Leistungen. 
Im Folgenden werden beispielhaft die Simulationsergeb­
nisse zwei verschiedener aufkommensneutraler Szenarien 
der Individualbesteuerung mit übertragbarem Grund­
freibetrag präsentiert. Dabei konzentrieren wir uns auf 
das Basisszenario (ohne Übergangsregelungen), das gut 
15 Milliarden Euro zusätzliche Steuereinnahmen ergibt.

In der ersten Variante werden diese Mehreinnahmen 
im Rahmen einer Tarifreform allen Einkommensteu­

Tabelle 1

Steuermehreinnahmen durch Reformen des Ehegattensplittings 2017

Quantile 
Haushaltsbruttoäquivalenz-
einkommen1

 Individualbesteuerung mit übertragenem Grundfreibetrag

Alle Splitting bei Ehen vor 2010
Splitting bei Kindern unter 12 oder bei

Partner über 502 Partner über 603

Millionen Euro

1. Dezil 19 0 1 1

2. Dezil 18 1 3 3

3. Dezil 107 17 19 31

4. Dezil 392 50 114 166

5. Dezil 846 53 288 414

6. Dezil 1 376 104 478 798

7. Dezil 1 914 174 692 1 133

8. Dezil 3 035 248 1 167 1 848

9. Dezil 3 813 463 1 145 2 289

10. Dezil 3 878 367 1 151 2 702

Insgesamt 15 397 1 478 5 057 9 384

Euro je Haushalt von Ehepaaren

1. Dezil 17 0 1 1

2. Dezil 12 1 2 2

3. Dezil 63 10 11 18

4. Dezil 232 30 68 98

5. Dezil 487 31 166 238

6. Dezil 785 60 273 455

7. Dezil 1 115 101 403 660

8. Dezil 1 680 137 646 1 023

9. Dezil 2 081 253 625 1 249

10. Dezil 1 880 178 558 1 310

Insgesamt 909 87 299 554

Prozent des Haushaltsnettoeinkommens von Ehepaaren

1. Dezil 0,11  % 0,00 % 0,01 % 0,01 %

2. Dezil 0,05 % 0,00 % 0,01 % 0,01 %

3. Dezil 0,22 % 0,04 % 0,04 % 0,06 %

4. Dezil 0,72 % 0,09 % 0,21 % 0,30 %

5. Dezil 1,29 % 0,08 % 0,43 % 0,62 %

6. Dezil 1,85 % 0,14 % 0,63 % 1,06 %

7. Dezil 2,27 % 0,20 % 0,80 % 1,31 %

8. Dezil 3,04 % 0,24 % 1,13 % 1,80 %

9. Dezil 3,34 % 0,39 % 0,97 % 1,94 %

10. Dezil 1,96 % 0,18 % 0,57 % 1,34 %

Insgesamt 1,94 % 0,18 % 0,63 % 1,16 %

1 Äquivalenzgewichtet mit modifizierter OECD-Skala. Einstufung in Quantile nach der gesamten Bevölkerung.
2 Mindestens ein Partner hat oder hatte Kinder.
3 Beide Partner.

Quelle: Berechnungen des DIW Berlin mit dem STSM auf Grundlage von fortgeschriebenen Daten des Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), Distribution v31.

© DIW Berlin 2017
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bei einem Grenzsteuersatz von 23,97 Prozent und einem 
zvE von 13 769 Euro liegt, auf ein zvE von 18 500 Euro 
verschoben. Dadurch verschiebt sich der Grenzsteuer­
satzverlauf „nach rechts“, und die Grenzsteuersätze vor 
allem im unteren Einkommensbereich werden deutlich 
gesenkt (Abbildung 1).12 

Varianten und Kosten, 18 f. (online verfügbar). Nach diesem Vorschlag soll die 
„Knickstelle“ auf ein zvE von 16 250 Euro verschoben werden. 

12	 Auch bei den Steuerbelastungen in Relation zum zvE werden die Steuer-
pflichtigen im Eingangsbereich des Tarifs am stärksten entlastet. Absolut steigen 

Zusammen mit der Reform des Ehegattensplittings 
führt diese Tarifreform zu einem vernachlässigbaren 
Defizit von etwa 250 Millionen Euro (Tabelle 2). Die 
Aufkommens- und Belastungswirkungen unterschei­
den sich jedoch stark zwischen den verschiedenen Ein­
kommensdezilen. Betrachtet man alle Steuerpflichtigen, 

die Entlastungen bis zum Erreichen des ersten Spitzensteuersatzes und betragen 
662 Euro im Jahr bei ledigen Steuerpflichtigen mit einem zvE von 54 000 Euro 
beziehungsweise 1 324 Euro im Jahr bei verheirateten Steuerpflichtigen mit 
einem zvE von 108 000 Euro. 

Tabelle 2

Steuermehreinnahmen (+)/-mindereinnahmen (−) durch Reform des Ehegattensplittings 2017: 
Individualbesteuerung mit übertragenem Grundfreibetrag sowie Senkung Mittelstandsbauch

Quantile 
Haushaltsbruttoäquivalenz-
einkommen1

Steuerpflichtige 
insgesamt

Ledige Ehepaare

mit Kindern ohne Kinder mit Kindern ohne Kinder

Millionen Euro

1. Dezil 15 0 −1 16 0

2. Dezil −14 −4 −22 11 0

3. Dezil −171 −28 −165 30 −9

4. Dezil −394 −83 −343 73 −40

5. Dezil −409 −154 −356 180 −79

6. Dezil −256 −179 −493 467 −51

7. Dezil −236 −158 −724 755 −110

8. Dezil 415 −119 −966 1 324 176

9. Dezil 766 −209 −1 103 1 683 395

10. Dezil 34 −128 −1 408 1 044 525

Insgesamt −251 −1 062 −5 579 5 583 808

Euro je Haushalt

1. Dezil 3 −1 0 197 0

2. Dezil −3 −5 −10 49 0

3. Dezil −40 −74 −75 91 −6

4. Dezil −102 −219 −191 121 −37

5. Dezil −123 −371 −304 216 −88

6. Dezil −76 −500 −384 584 −54

7. Dezil −67 −633 −463 809 −140

8. Dezil 114 −682 −581 1 383 207

9. Dezil 193 −825 −585 2 316 357

10. Dezil 8 −938 −768 1 523 382

Insgesamt −6 −308 −285 904 75

Prozent des Haushaltsnettoeinkommens

1. Dezil 0,03% 0,00% 0,00% 0,95% 0,00%

2. Dezil −0,02% −0,03% −0,07% 0,18% 0,00%

3. Dezil −0,19% −0,41% −0,46% 0,27% −0,02%

4. Dezil −0,41% −0,96% −1,05% 0,33% −0,12%

5. Dezil −0,41% −1,51% −1,57% 0,51% −0,26%

6. Dezil −0,22% −1,57% −1,81% 1,19% −0,14%

7. Dezil −0,18% −2,26% −1,95% 1,44% −0,32%

8. Dezil 0,27% −1,94% −2,18% 2,13% 0,43%

9. Dezil 0,42% −2,52% −1,92% 3,03% 0,64%

10. Dezil 0,01% −1,91% −1,63% 1,27% 0,44%

Insgesamt −0,02% −1,28% −1,35% 1,52% 0,18%

1 Äquivalenzgewichtet mit modifizierter OECD-Skala. Einstufung in Quantile nach der gesamten Bevölkerung.

Quelle: Berechnungen des DIW Berlin mit dem STSM auf Grundlage von fortgeschriebenen Daten des Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), Distribution v31.

© DIW Berlin 2017
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sind die Gewinne der Tarifreform größer als die Belas­
tungen durch die Abschaffung des Ehegattensplittings.

Ledige werden in allen Einkommensdezilen entlastet. 
Dieses Ergebnis ist nicht erstaunlich, da diese Haus­
halte nicht von der Abschaffung des Ehegattensplittings 
betroffen sind, jedoch von der Tarifreform profitieren. 
Anders fällt das Ergebnis bei verheirateten Paaren aus. 
Im Durchschnitt werden verheirateten Paare mit Kin­
dern trotz der Tarifreform weiter belastet, und zwar mit 
insgesamt über fünf Milliarden Euro, ebenso auch ein 

führt diese Reformvariante zu Belastungen des untersten 
Dezils sowie der oberen drei Dezile, alle übrigen Dezile 
werden entlastet. Haushalte im untersten Dezil des äqui­
valenzgewichteten Bruttoeinkommens werden durch die 
Abschaffung des Ehegattensplittings zum Teil belastet 
und profitieren kaum von der vorgeschlagenen Tarifre­
form. Bei den Haushalten in den obersten Dezilen domi­
nieren die Verluste des Splittingvorteils die Gewinne der 
Tarifreform, jedoch fallen die Verluste deutlich geringer 
aus als in der Variante ohne Tarifreform (Tabelle 1). Für 
Haushalte in den anderen Dezilen ist es umgekehrt; hier 

Tabelle 3

Steuermehreinnahmen (+)/-mindereinnahmen (−) durch Reform des Ehegattensplittings 2017: 
Individualbesteuerung mit übertragenem Grundfreibetrag sowie Förderung von Kindern bis 12 Jahren

Quantile 
Haushaltsbruttoäquivalenz-
einkommen1

Steuerpflichtige 
insgesamt

Ledige Ehepaare

mit Kindern ohne Kinder mit Kindern ohne Kinder

Millionen Euro

1. Dezil −258 −192 0 −67 0

2. Dezil −1 219 −633 0 −585 0

3. Dezil −1 088 −337 0 −777 26

4. Dezil −1 309 −302 0 −1 104 96

5. Dezil −1 334 −309 0 −1 225 199

6. Dezil −558 −214 0 −704 360

7. Dezil −33 −146 0 −264 376

8. Dezil 1 215 −100 0 501 814

9. Dezil 2 382 −102 0 1 070 1 415

10. Dezil 2 726 −84 0 726 2 084

Insgesamt 525 −2 419 0 −2 428 5 371

Euro je Haushalt

1. Dezil −47 −450 0 −813 0

2. Dezil −270 −921 0 −2 537 0

3. Dezil −255 −904 0 −2 390 19

4. Dezil −339 −793 0 −1 837 88

5. Dezil −402 −746 0 −1 473 220

6. Dezil −164 −599 0 −880 378

7. Dezil −9 −584 0 −283 480

8. Dezil 333 −569 0 523 958

9. Dezil 600 −403 0 1 472 1 280

10. Dezil 676 −617 0 1 059 1 513

Insgesamt 13 −701 0 −393 499

Prozent des Haushaltsnettoeinkommens

1. Dezil −0,42% −3,34% 0,00% −3,91% 0,00%

2. Dezil −2,40% −5,28% 0,00% −9,28% 0,00%

3. Dezil −2,27% −5,03% 0,00% −7,15% 0,07%

4. Dezil −3,01% −3,49% 0,00% −5,04% 0,29%

5. Dezil −3,57% −3,04% 0,00% −3,46% 0,64%

6. Dezil −1,46% −1,88% 0,00% −1,80% 0,99%

7. Dezil −0,08% −2,08% 0,00% −0,50% 1,11%

8. Dezil 2,96% −1,62% 0,00% 0,81% 2,00%

9. Dezil 5,33% −1,23% 0,00% 1,92% 2,28%

10. Dezil 6,01% −1,26% 0,00% 0,89% 1,74%

Insgesamt 0,12% −2,92% 0,00% −0,66% 1,22%

1 Äquivalenzgewichtet mit modifizierter OECD-Skala. Einstufung in Quantile nach der gesamten Bevölkerung.

Quelle: Berechnungen des DIW Berlin mit dem STSM auf Grundlage von fortgeschriebenen Daten des Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), Distribution v31.

© DIW Berlin 2017
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sondere die Abschaffung des Ehegattensplittings, verän­
dern jedoch die Arbeitsanreize für Männer und Frauen, 
sodass Arbeitsangebots- und damit Beschäftigungsef­
fekte ausgelöst werden. Wir nutzen ein ökonometrisches 
Modell, um diese Effekte für Frauen und Männern in 
Paaren in den drei Szenarien abzuschätzen (Kasten). 

Zum einen wird die Veränderung in der durchschnitt­
lichen Partizipationsrate untersucht, zum anderen die 
relative Veränderung bei den Arbeitsstunden. Da sich 
durch die Abschaffung des Splittingvorteils die Arbeits­
anreize für den Erstverdiener verschlechtern, ist es nicht 
überraschend, dass die Arbeitsangebotseffekte – gemes­
sen in Partizipation und in Stunden – für Männer nega­
tiv ausfallen, da Männer in der Regel das höhere Ein­
kommen im Haushalt haben (Tabelle 4). Die Reaktionen 
sind in allen Szenarien ähnlich, bei einer gleichzeitigen 
Veränderung der Tariffunktion (Abflachung des „Mittel­
standsbauchs“) sind die Effekte jedoch kleiner, da das 
Absenken des Tarifes einen positiven Anreizeffekt hat. 

Bei den Frauen fallen die Arbeitsangebotseffekte jedoch 
positiv aus und sind deutlich größer als die negativen 
Effekte bei den Männern. Dieses Ergebnis bestätigt zahl­
reiche Studien, die zeigen, dass das Arbeitsangebot von 
Frauen stärker auf finanzielle Anreize reagiert als das 
Arbeitsangebot von Männern.14 Es zeigt sich wiederum, 
dass bei der Kombination aus Individualbesteuerung 
mit übertragendem Grundfreibetrag und Tarifreform 
die Effekte leicht höher sind, da hier zusätzlich positive 
Anreize induziert werden. Bei der Variante mit Auswei­
tung der familienorientierten Leistungen entsteht die­
ser Effekt nicht. Allerdings vernachlässigen wir in die­
ser Analyse die potentiellen positiven Arbeitsangebotsef­
fekte, die zum Beispiel als Folge eines weiteren Ausbaus 

14	 Vgl. Costas Meghir, and David Phillips (2010), ‘Labour Supply and Taxes’, 
in James Mirrlees, Stuart Adam, Tim Besley, Richard Blundell, Stephen Bond, 
Robert Chote, Malcolm Gammie, Paul Johnson, Gareth Myles, and James Poterba 
(eds), Dimensions of Tax Design: The Mirrlees Review Oxford University Press for 
Institute for Fiscal Studies (Oxford). 

wesentlicher Teil der Paare, die keine Kinder haben (mit 
etwa 800 Millionen Euro). Die Belastungseffekte fal­
len jedoch geringer aus als in der Variante ohne Tarif­
reform (Tabelle 1). 

In den Diskussionen der Vergangenheit zur Reform des 
Ehegattensplittings wurden die Mehreinnahmen zumeist 
für die Ausweitung von familienbezogenen Leistungen 
vorgesehen. Hierzu nehmen wir in einer zweiten Variante 
dieses Szenarios an, dass die Steuermehreinnahmen an 
alle Familien (mit verheirateten oder unverheirateten 
Eltern) mit Kindern bis zu zwölf Jahren zurückverteilt 
werden. In der Simulation wird dies durch eine einheitli­
che finanzielle Leistung je Kind in Höhe von 2 600 Euro 
pro Jahr umgesetzt. Sinnvoll wäre es beispielsweise, die 
Mittel in Ausbau und Qualität von Kinderbetreuungsein­
richtungen und Schulen zu investieren.13

In der simulierten Variante bleibt dem Staat ein gerin­
ger Überschuss von etwa 500 Millionen Euro. Bei die­
ser Variante werden Familien ohne Kinder belastet, und 
zwar ansteigend mit dem Einkommen. Familien mit Kin­
dern werden zum großen Teil entlastet. Lediglich für ver­
heiratete Paare mit Kindern in den oberen drei Dezilen 
sind die Belastungen durch die Abschaffung des Split­
tings stärker als die Gewinne durch die finanziellen Leis­
tungen für ihre Kinder. In Relation zu den hohen Haus­
haltsnettoeinkommen sind die Belastungen aber gering.

Positive Arbeitsangebotseffekte 
durch die Reformen

Bei den bisherigen Analysen haben wir unterstellt, dass 
sich das Arbeitsangebotsverhalten der betroffenen Perso­
nen nicht verändert. Die betrachteten Reformen, insbe­

13	 Die Gesamtevaluation familienbezogener Leistungen hat gezeigt, dass 
Investitionen in Kindertagesbetreuung zur Erreichung der familienpolitischen 
Ziele besser geeignet sind als beispielsweise eine Erhöhung des Kindergeldes, 
vgl. dazu Holger Bonin, Anita Fichtl, Helmut Rainer, C. Katharina Spieß und 
Katharina Wrohlich (2013): Zentrale Resultate der Gesamtevaluation familien-
bezogener Leistungen, DIW Wochenbericht Nr. 40, 3–13.

Tabelle 4

Arbeitsangebotseffekte von verheirateten Paaren

Individualbesteuerung 
mit übertragbarem Grundfreibetrag  

Individualbesteuerung 
mit übertragbarem Grundfreibetrag 
sowie Senkung Mittelstandsbauch

Individualbesteuerung 
mit übertragbarem Grundfreibetrag 

sowie Förderung von Kindern bis 12 Jahren

Männer Frauen Männer Frauen Männer Frauen

Veränderung der Partizipation 
(in Prozentpunkten)

−0,05 0,39 0 0,52 −0,05 0,38

Veränderung der 
Arbeitsstunden in Prozent

−0,46 1,7 −0,24 2,37 −0,49 1,67

Quelle: Eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2017
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schenkungsteuerpflichtig werden. In der Praxis können 
solche Gestaltungsmöglichkeiten daher nur begrenzt 
genutzt werden. 

Fazit

Die Reform des Ehegattensplittings ist ein steuerpoliti­
scher Evergreen. In den letzten Jahren rücken die arbeits­
marktpolitischen Anforderungen und das veränderte Rol­
lenverständnis der Geschlechter sowie die entsprechen­
den familien- und gleichstellungspolitischen Ziele das 
Thema auf die Agenda.

Der Abschied vom bisherigen Ehegattensplitting zuguns­
ten einer Individualbesteuerung mit übertragbarem 
Grundfreibetrag würde den aktuellen Herausforderun­
gen am besten Rechnung tragen. Dieses Modell ent­
spricht den verfassungsrechtlichen Anforderungen, dass 
Unterhaltsleistungen zwischen den Partnern zumindest 
bis zur Höhe des Existenzminimums steuerlich berück­
sichtigt werden sollten. Ferner bliebe ein moderater Split­
tingvorteil erhalten. Bei Ehepaaren mit geringeren Ein­
kommen würde sich kaum etwas ändern, höhere Split­
tingvorteile würden dagegen begrenzt. Dies würde mit 
gut 15 Milliarden Euro im Jahr ein deutliches Steuer­
mehraufkommen erzielen und das Arbeitsangebot von 
verheirateten Frauen spürbar erhöhen. Alleinverdiener-
Ehepaare mit höheren Einkommen würden deutlich 
belastet. Übergangslösungen für bestehende Ehen, für 
Ehepaare mit kleineren Kindern oder für ältere Ehepaare 
könnten jedoch die Mehrbelastungen mindern. Dies 
würde aber die Steuermehreinnahmen und die Arbeits­
markteffekte zunächst reduzieren. 

Das Steuermehraufkommen könnte für Steuersenkun­
gen oder bessere öffentliche Leistungen verwendet wer­
den, zum Beispiel für Ausbau und Qualität von Kinder­
betreuungseinrichtungen und Schulen. Eine Splitting­
reform in Kombination mit einer aufkommensneutralen 
Senkung des Einkommensteuertarifs entlastet vor allem 
die ledigen Steuerpflichtigen. Eine Ausweitung der fami­
lienorientierten Leistungen hingegen kommt allen Fami­
lien mit Kindern zugute, auch den nicht verheirateten 
und den nicht steuerzahlenden. Belastet würden nur 
noch Ehepaare mit hohem Einkommen und hohem 
Splittingvorteil.

von Kindertagesbetreuungsplätzen und Ganztagsschu­
len zu erwarten wären.15 

Insgesamt zeigt sich, dass die Einführung einer Indivi­
dualbesteuerung mit übertragbarem Grundfreibetrag zu 
einer spürbaren Erhöhung des Arbeitsangebots führt, die 
bis zu gut zwei Prozent des Arbeitsvolumens der Frauen 
betragen kann. Der daraus resultierende Beschäftigungs­
effekt erhöht sowohl die Steuereinnahmen als auch die 
Einnahmen aus Sozialversicherungsbeiträgen.

Moderater Mehraufwand 
durch Einzelveranlagung

Die Abschaffung des bisherigen Splittingverfahrens 
zugunsten einer Einzelveranlagung mit übertragbarem 
Grundfreibetrag kann die Verwaltungs- und Befolgungs­
kosten der Besteuerung erhöhen, da die steuerpflich­
tigen Einkünfte sowie Sonderausgaben oder außerge­
wöhnliche Belastungen zwischen den Partnern aufgeteilt 
werden müssen. Im Regelfall sollte das keinen großen 
Zusatzaufwand bedeuten, da die meisten Positionen 
bereits derzeit für die Partner separat erfasst werden. 
Beim Wegfall des Splittingvorteils können Ehepartner 
allerdings versucht sein, durch interne Geschäftsbezie­
hungen (zum Beispiel Arbeitsverträge), Vermögenstrans­
fers oder andere steuerliche Gestaltungen steuerpflich­
tige Einkommen vom höher auf den niedriger verdie­
nenden Partner zu verlagern. 

Solche Gestaltungsmöglichkeiten haben vor allem die 
Bezieher von Gewinn- und Vermögenseinkünften. Ana­
lysen auf Grundlage der Einkommensteuerstatistik zei­
gen hierzu ein gewisses Potential auf.16 Allerdings ent­
stehen dabei Transaktionskosten. Die Finanzbehörden 
werden solche Gestaltungen auf Angemessenheit über­
prüfen. Bei Verlagerungen von Vermögenswerten muss 
der übertragende Partner seine Eigentums- oder Verfü­
gungsrechte aufgeben, höhere Übertragungen können 

15	 Vgl. hierzu z.B. Pia Schober und C. Katharina Spieß (2014): Die Kita-Qualität 
ist für das Erwerbsverhalten von Müttern mit Kleinkindern relevant – Zusam-
menhang eindeutiger in Ostdeutschland, DIW Wochenbericht Nr. 21, 463–470, 
Ludovica Gambaro, Jan Marcus und Frauke Peter (2016): Ganztagsschule und 
Hort erhöhen die Erwerbsbeteiligung von Müttern mit Grundschulkindern, DIW 
Wochenbericht Nr. 47, 1123–1131 sowie Bonin et al. (2013) a. a. O.

16	 Bach et al. (2016), a. a. O., 321 f.
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1.	 Frau Wrohlich, vom Ehegattensplitting würden in 
erster Linie vermögende Alleinverdiener-Paare profitie-
ren, zudem hätte es negative Auswirkungen auf die 
Arbeitsbeteiligung von Frauen, so die Kritik. Sie haben 
untersucht, wie sich eine Individualbesteuerung mit 
übertragbarem Grundfreibetrag auswirken würde. Könn-
te das die Probleme verringern? Ja, das könnte es. Bei 
der Individualbesteuerung mit übertragbarem Grund-
freibetrag verbessern sich gegenüber dem bestehenden 
System des Ehegattensplittings die Arbeitsanreize für 
Zweitverdiener, also klassischerweise für die Frauen. 
Der Splittingvorteil wird für alleinverdienende Ehepaare 
mit sehr hohem zu versteuerndem Einkommen gekürzt. 
Trotzdem werden noch Unterhaltspflichten bis zu einer 
gewissen Grenze steuerlich anerkannt.

2.	 Wie könnte der Übergang vom Ehegattensplitting zur 
Individualbesteuerung mit übertragbarem Grundfreibe-
trag gestaltet werden? Bei einer solchen Reform müsste 
berücksichtigt werden, dass viele Ehepaare bereits vor 
Jahren gewisse Entscheidungen betreffend die innerfa-
miliären Arbeitsteilung getroffen haben und diese nicht 
mehr ohne weiteres rückgängig machen können. Daher 
könnte man beispielsweise das neue System erst für 
Ehen einführen, die nach einem bestimmten Stichtag 
geschlossen wurden. Alternativ könnte man am Alter 
der Ehepartner oder am Vorhandensein von Kindern 
anknüpfen.

3.	 Wie groß wäre die fiskalische Wirkung? Lässt man die 
Übergangsregelungen außer Acht und nimmt an, dass 
die Reform unmittelbar für alle gelten würde, käme man 
auf ein steuerliches Mehraufkommen von 15 Milliarden 
Euro. Berücksichtigt man die Übergangsszenarien, ist 
das entsprechend niedriger. Wenn dieses System nur für 
Ehen, die nach dem 1. Januar 2010 geschlossen wurden 
eingeführt würde, dann käme man unmittelbar auf ein 
steuerliches Mehraufkommen von 1,5 Milliarden Euro, 
das aber jedes Jahr ansteigen würde. Wählt man andere 
Alternativen, zum Beispiel, dass die Reform nur für Ehe-
paare gilt, bei denen keiner der Partner über 50 ist und 
die keine Kinder unter zwölf Jahren haben, käme man 
auf 5 Milliarden Euro.

4.	 Wie hoch würden die Ehepaare im Durchschnitt durch 
die Individualbesteuerung mit übertragbarem Grund-
freibetrag belastet? Die würden in etwa mit 900 Euro 
pro Jahr belastet, wenn man das ohne Umverteilung 
der Mehreinnahmen simuliert. Im Prinzip ist das Ziel 
einer solchen Reform jedoch nicht, dass der Staat mehr 
Geld einnimmt, sondern dass die Mittel anders verteilt 
werden. Idealerweise hätte man da für den Durchschnitt 
eine Null stehen, denn im Durchschnitt sollen ja die 
Haushalte nicht stärker belastet werden.

5.	 Wie könnten die steuerlichen Mehreinnahmen verwen-
det werden? Es gibt natürlich eine unendliche Anzahl 
von Möglichkeiten, was mit diesem Geld gemacht wer-
den könnte. Wir haben zwei Szenarien simuliert. Einmal 
werden diese 15 Milliarden an alle Steuerzahler und 
Steuerzahlerinnen zurückverteilt. Wenn man das über 
eine allgemeine Senkung des Steuertarifs macht, sieht 
man, dass die Haushalte in den obersten drei Dezilen im 
Durchschnitt stärker belastet werden und die Haushalte 
in den unteren sieben Dezilen durchschnittlich entlastet 
werden. In diesem Fall profitieren vor allem ledige 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler. Ein zweites Szena-
rio geht davon aus, dass die gesamten Mittel, die durch 
diese Splittingreform frei werden, wieder an Familien mit 
Kindern zurückverteilt werden und zwar sowohl an Fami-
lien mit Kindern, bei denen die Eltern verheiratet sind, 
als auch an die, die unverheiratet sind. Wir haben das 
simuliert im Sinne einer allgemeinen Transferzahlung 
an Familien mit Kindern unter zwölf Jahren. Vorstellbar 
ist zum Beispiel, dass die Mittel in den quantitativen 
und qualitativen Ausbau von Kindertagesbetreuung 
und Ganztagsschulen fließen. In diesem Szenario zeigt 
sich, dass auch Ehepaare bis ins siebte Dezil profitieren 
würden und nur Ehepaare in den obersten drei Dezilen 
stärker belastet würden.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

»�Reform des Ehegattensplittings 
würde Arbeitsanreize für Zweit­
verdiener verbessern«

INTERVIEW MIT KATHARINA WROHLICH

Dr. Katharina Wrohlich, Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin im Vorstandsbereich des  
DIW Berlin

Das vollständige Interview zum Anhören finden 
Sie auf www.diw.de/mediathek
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Discussion Papers Nr. 1645 
2017 | Tabea Herrmann, Olaf Hübler, Lukas Menkhoff, Ulrich Schmidt 

Allais for the Poor: Relations to Ability, Information Processing 
and Risk Attitudes

This paper complements evidence on the Allais paradox from advanced countries and educated 
people by a novel investigation in a poor rural area. The share of Allais-type behavior is indeed 
high and related to characteristics of “lacking ability”, such as poor education, unemploy-
ment, and little financial sophistication. Based on prospective reference theory, we extend 
these characteristics by biased processing of probabilistic information. Finally, we reveal that 
Allais-type behavior is linked to risk-related characteristics, such as risk tolerance and optimism. 
This indicates a potential problem as exactly the more dynamic among the poor tend to make 

inconsistent decisions under uncertainty.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere

Discussion Papers Nr. 1646 
2017 | Michael Hachula, Malte Rieth 

Identifying Speculative Demand Shocks in Commodity Futures 
Markets through Changes in Volatility

This paper studies the effects of financial speculation on commodity futures returns, using 
publicly available data from the US Commodity Futures Trading Commission, aggregated by 
trader groups. We exploit the heteroskedasticity in the weekly data to identify exogenous varia-
tion in speculators’ positions. The results suggest that idiosyncratic net long demand shocks of 
both index investors and hedge funds increase futures returns. They further indicate that these 
shocks are a relevant driver of returns, especially during periods of high speculative demand 
volatility. These findings confirm significant price effects of financial investments, complement-

ing existing evidence based on disaggregated and proprietary daily data.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere
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Discussion Papers Nr. 1647 
2017 | Guglielmo Maria Caporale, Luis A. Gil-Alana, Alex Plastun 

Long Memory and Data Frequency in Financial Markets

This paper investigates persistence in financial time series at three different frequencies (daily, 
weekly and monthly). The analysis is carried out for various financial markets (stock markets, 
FOREX, commodity markets) over the period from 2000 to 2016 using two different long 
memory approaches (R/S analysis and fractional integration) for robustness purposes. The 
results indicate that persistence is higher at lower frequencies, for both returns and their volatil-
ity. This is true of the stock markets (both developed and emerging) and partially of the FOREX 
and commodity markets examined. Such evidence against the random walk behavior implies 
predictability and is inconsistent with the Efficient Market Hypothesis (EMH), since abnormal 

profits can be made using specific option trading strategies (butterfly, straddle, strangle, iron condor, etc.).

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere

Discussion Papers Nr. 1648 
2017 | Guglielmo Maria Caporale, Hector Carcel, Luis A. Gil-Alana 

Central Bank Policy Rates: Are They Cointegrated?

This paper analyses the stochastic properties of and the bilateral linkages between the central 
bank policy rates of the US, the Eurozone, Australia, Canada, Japan and the UK using fractional 
integration and cointegration techniques respectively. The univariate analysis suggests a high 
degree of persistence in all cases: the fractional integration parameter d is estimated to be 
above 1, ranging from 1.26 (US) to 1.48 (UK), with the single exception of Japan, for which the 
unit root null cannot be rejected. Concerning the bivariate results, Australian interest rates are 
found to be cointegrated with the Eurozone and UK ones, Canadian rates with the UK and US 
ones, and Japanese rates with the UK ones. The increasing degree of integration of interna-

tional financial markets and the coordinated monetary policy responses following the global financial crisis might 
both account for such linkages.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere
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Discussion Papers Nr. 1649 
2017 | Konstantin A. Kholodilin, Julien Licheron

Macroeconomic Effects of Rental Housing Regulations: The Case 
of Germany in 1950–2015

Despite rather skeptical attitude of the economists toward the state intervention in the hous-
ing markets, the policy makers and general public typically are supporting it. As a result, in 
many European countries, since World War I the rent and eviction controls as well as social 
housing policies remain an important element of the government economic policies. Neverthe-
less, the macroeconomic effects of such regulations are largely unknown. In this paper, we 
evaluate the effects of government rental market regulations on real house prices, price-to-
rent, and price- to-income ratios, real rents, and new housing construction in Germany in 

1950_2015. The regulations are measured by the indices developed by the authors based on a thorough analysis 
of the legal acts issued mostly by the central government but also by the regional authorities between 1914 and 
2015.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere

Discussion Papers Nr. 1650 
2017 | Franziska Bremus, Katja Neugebauer

Don‘t Stop Me Now: The Impact of Credit Market Fragmentation 
on Firms‘ Financing Constraints

This paper investigates how the withdrawal of banks from their cross-border business impacted 
the borrowing costs of European firms since the crisis. We combine aggregate information on 
total and cross-border credit with firm-level survey data for the period 2010 - 2014. We find 
that the decline in cross-border lending led to a deterioration in the borrowing conditions of 
small firms. In countries with more pronounced reductions in cross-border credit inflows, the 
likelihood of a rise in firms’ external financing costs has increased. This result is mainly driven 
by the interbank channel, which plays a crucial role in transmitting shocks to the real sector 

across borders.

www.diw.de/publikationen/diskussionspapiere



Die Bildungsdebatten der letzten Jahre waren durch eine 
Verengung des Bildungsbegriffs auf den Erwerb kognitiver 
Fähigkeiten geprägt, die sich anhand von Tests quantifizieren 
lassen, wie etwa das Lösen von Rechenaufgaben. Dagegen 
fanden der Erwerb von ästhetischen Erfahrungen, Kennt-
nissen und Fähigkeiten sowie die Aneignung kultureller 
aber auch physischer Bildung weniger Beachtung, obwohl 
diese für die Entwicklung der Persönlichkeit von zentraler 
Bedeutung sein können. Diese Einstellung hat dann vielfach 
auch darin ihre Entsprechung gefunden, dass der musisch 
geprägte Schulunterricht zu einem Schattendasein in einem 
übervollen Stundenplan zu verkommen droht und oftmals 
von einem Lehrermangel in den musischen Fächern und über-
durchschnittlichem Unterrichtsausfall begleitet wird. 

Bildungsökonomen wie der Nobelpreisträger James Heck-
man werben seit einigen Jahren darum, bei der Vermessung 
von Bildungsindikatoren eben keine Verengung auf kogni-
tive Fertigkeiten vorzunehmen, sondern den sogenannten 
nicht-kognitiven Fähigkeiten und Persönlichkeitseigenschaf-
ten wie Neugierde, Konzentration, Gewissenhaftigkeit, 
Ausdauer, Verantwortungsbewusstsein, Fairness oder Zielge-
richtetheit mehr Aufmerksamkeit zu widmen und dabei vor 
allem auch der Phase der frühen Kindheit mehr Beachtung 
zu schenken. Heckman hat sich damit um die Weiterent-
wicklung der sogenannten Humankapital-Theorie verdient 
gemacht, als deren Begründer der 2014 verstorbene US-
amerikanische Nobelpreisträger für Wirtschaftswissenschaf-
ten Gary S. Becker gilt. Zugrunde liegt ihr die Annahme, 
dass sich höhere Bildung in höherer Produktivität und damit 
in höheren Löhnen niederschlägt. Für Deutschland liegt die 
Schätzung dieser „Bildungsrendite“ gegenwärtig bei einem 
Einkommenszuwachs zwischen fünf und zehn Prozent pro 
zusätzlichem Bildungsjahr. Heckman vermochte anhand von 
langfristigen Kosten-Nutzen-Analysen für die USA zu zeigen, 
dass mangelnde frühkindliche Förderung sich nicht nur auf 
schulische Leistungen, sondern auch auf die Gesundheit 

und das soziale Verhalten der Kinder auswirkt. Investitionen 
in kostenintensive Frühförderprogramme führen deshalb zu 
einer hohen gesamtgesellschaftlichen „Rendite“ von meh-
reren Prozent, da dem Staat auf diese Weise spätere Kosten 
im Sozial- und Gesundheitssystem erspart bleiben. Heckman 
ist es auch zu verdanken, dass die Politik von Seiten der 
Wissenschaft ermahnt wird, künftig bei den Bildungs-Etats 
keine Kürzungen vorzunehmen und vor allem nicht bei 
öffentlichen Investitionen in die frühe Kindheit zu geizen. 

Bei der Quantifizierung und Vermessung der nicht-kogni
tiven Fähigkeiten liegt zwar bereits eine Fülle wissenschaft-
licher Grundlagen aus der Persönlichkeitspsychologie vor, 
jedoch ist der Wissensstand zum Erwerb sowie zur Förderung 
solcher Fähigkeiten noch sehr lückenhaft. Klar ist hinge-
gen, dass Persönlichkeits- und Charaktereigenschaften, 
Emotionalität sowie sinnliches Differenzierungsvermögen 
keineswegs genetisch determiniert sind, sondern vor allem 
in der frühkindlichen Erziehung erworben oder eben nicht 
erworben werden. 

Was gegenwärtig in der Bildungsforschung fehlt und wo 
dringender Forschungsbedarf angemahnt werden muss, ist 
ein besseres Verständnis darüber, auf welche Weise sich 
musische und künstlerische Aktivitäten sowohl für kognitive 
wie nicht-kognitive Fähigkeiten und Persönlichkeitseigen-
schaften fördernd oder hemmend auswirken. Von daher 
sollte kulturelle Bildung auch offen für künftige Quantifizie-
rungsversuche und Vermessungen in diesem Feld sein. Die 
bisher vorliegenden Forschungen lassen bereits hoffen, dass 
nicht nur die individuelle „Rendite“ kultureller Betätigung 
überdurchschnittlich sein dürfte, sondern auch die gesamt-
gesellschaftliche Bilanz öffentlicher kultureller Bildungsin-
vestitionen positiv ist und zu höherer Lebensqualität führt. 

Oder mit anderen Worten:  
Kultur macht Gesellschaft stark!

Prof. Dr. Jürgen Schupp, Direktor der Längs
schnittstudie Sozio-oekonomisches Panel 
(SOEP) am DIW Berlin und Professor für 
Soziologie an der FU Berlin 
Der Beitrag gibt die Meinung des Autors 
wieder.

Gibt es auch eine „Rendite“ 
kultureller Bildung?
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